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Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung II Punkt 19 der öffentlichen Sitzung am 18. Mai 2017

Antrags-Nr. 17-F-21-0046

Umzug der Stadtpolizei
-Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 25.04.2017-

Die Stadtpolizei wird ihren Standort vom Europaviertel in die ehem. Mauritiusgalerie verlegen. Mit 
der Verlegung in den Bereich zwischen der Fußgängerzone und dem Übergang in das innere 
Westend zieht die Stadtpolizei dorthin, wo auch die meisten Menschen sind. Von dort sind die 
häufigsten Einsatzorte in kürzester Zeit erreichbar. Am Standort Mauritiusgalerie steht die 
Stadtpolizei allen Bürgern und Besuchern rund um die Uhr für Fragen und Hinweise zur Verfügung.

Der Ausschuss wolle beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen, dass der Magistrat für das laufende Jahr 
2017 außerplanmäßig Mittel in Höhe von 300.000 Euro bereitstellt und für den Umzug der 
Stadtpolizei und damit zusammenhängende Umbaumaßnahmen verwendet.

Die Deckung erfolgt aus den zusätzlichen Mitteln des Kommunalen Finanzausgleichs für 2017.

Beschluss Nr. 0174

Der gem. Antrag von SPD, CDU und Bündnis90/Die Grünen vom 25.05.2017 betr.

Umzug der Stadtpolizei

wird wie folgt angenommen:

1. Für das laufende Jahr 2017 werden außerplanmäßig Mittel in Höhe von 300.000 Euro 
bereitstellt und für den Umzug der Stadtpolizei und damit zusammenhängende 
Umbaumaßnahmen verwendet.

2. Die Deckung erfolgt aus den zusätzlichen Mitteln des Kommunalen Finanzausgleichs für 2017.

 

Dem Magistrat Wiesbaden,     .05.2017
mit der Bitte um weitere Veranlassung im Auftrag

Dr. Heimlich
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Der Magistrat Wiesbaden,     .05.2017
-16 - im Auftrag

1. Dezernat VII i. V. m. Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung

2. Abdruck:
Dezernat IV
Dezernat VI
mit der Bitte um Kenntnisnahme Bock
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